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TTIP und die Kommunen

Gesellschaftlicher Diskurs um TTIP

Die Verhandlungen um das Freihandel ssbkommen TTIP zwischen der EU und den USA ha-
ben in Deutschland einen breiten gesellschaftlichen Diskurs ausgel 0st.

Die kommunalen Spitzenverbande (Stadtetag, Stédte- und Gemeindebund, Landkreistag) und
der Verband kommunaler Unternehmen haben ein ,, Gemeinsames Positionspapier zu interna-
tionalen Handelsabkommen und kommunalen Dienstleistungen® verdffentlicht. Sie sehen
typische Leistungen der kommunaen Daseinsvorsorge (Trinkwasserver- und Abwasserent-
sorgung, der Offentliche Personennahverkehr, Sozial dienstleistungen, Krankenh&user oder die
Kultur) geféhrdet, wenn sie durch TTIP einer Liberalisierung unterworfen wurden.

Das globalisierungskritische Netzwerk ATTAC befirchtet weitreichende Auswirkungen von
TTIP auf die kommunale Selbstbestimmung. Es will die Gemeinden und die Offentlichkeit
dazu bringen, sich kritisch mit dem Deregulierungs-Abkommen auseinanderzusetzen. Es gibt
ein Projekt ,,10.000 TTIP-freie Kommunen®.

Die Grunen-nahe Heinrich-Ball-Stiftung setzt sich ebenfalls kritisch mit TTIP auseinander.
Ein ausfuhrlicher Beitrag im Internet-Angebot der Stiftung erlautert die Auswirkungen des
Freihandel sabkommens und nennt zahlreiche weitere Informationsquellen.

Das Umweltinstitut Miinchen bietet auf seiner Website ein , Informationspaket zum Uberzeu-
gen der Kommunalpolitik®, sich gegen TTIP auszusprechen. Es enthdlt unter auch eine kriti-
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sche Stellungnahme des Internationalen Dachverbandes der Dienstleistungsgewerkschaften
und eine Studie Uber die Folgen des Abkommens in Kommunen und Bundeslandern.

Ein Zusammenschluss von Institutionen und Organisationen — darunter die Akademie der
Kunste, der Deutsche Kulturrat, der Deutsche Gewerkschaftsbund, der Bund fir Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) und Transparency Deutschland — kritisieren als , Initiativ-
gruppe fur verantwortungsvolle Handel spolitik® in einem gemeinsamen Positionspapier das
TTIP-Abkommen. Nachfolgend wird auszugsweise ein Text dokumentiert der im Online-
Magazin ,der gemeinderat” verdffentlicht wurde und speziell auch auf die kommunalen Aus-
wirkungen eingeht.

,Mammon versus Recht”

Mussen Kommunen kinftig Millionenklagen befirchten, wenn sie Beschliisse fassen, die
internationalen Investoren nicht in den Kram passen? TTIP, das Transatlantische Freihandels-
abkommen, ist im Kern so angelegt, dass das Kapital tber die politische Willensbildung und
die Rechtsstaatlichkeit regiert.

Kein anderes politisches Projekt ist in jingster Zeit so kontrovers diskutiert worden wie das
geplante transatlantische Freihandelsabkommen , Transatlantic Trade and Investment Part-
nership®, kurz TTIP. Je nach Herkunft der Diskutanten wird von einem Fanal in Bezug auf die
Freiheit der Kommunen gesprochen oder auf die Gefahren des globalisierten Handels hinge-
wiesen.

In der Kontroverse zwischen TTIP-Befurwortern und -Gegnern heifdt es vereinfacht: ,,Mehr
Arbeitsplatze und mehr Wohlstand“ versus ,,Chlorhiihnchen und Marktradikalisierung”. Fest
steht: TTIP hat, wie auch CETA, das Handel sabkommen zwischen der EU und Kanada, zahl-
reiche Vortelle, aber auch zahlreiche Nachteile. Wo man sich dabel verortet, ist jedem selbst
Uberlassen. Dennoch gibt esin dem Abkommen (und den Verhandlungen darliber) zahlreiche
Punkte, die die Kommunen zweifellos beschaftigen missen.

Ziele des TTIP-Abkommens

Die USA und die EU verbindet eine lange Handelstradition. Aktuell exportieren die USA
Waren im Wert von rund 356 Milliarden Euro in die EU (21,7 Prozent der Gesamtexporte),
die EU exportiert hingegen Waren im Wert von rund 457 Milliarden Euro in die USA (19,8
Prozent der Gesamtexporte). Ein gemeinsamer Handelsraum hétte die positive Konsequenz,
dass gewerbliche Standards angeglichen werden und damit behérdliche Hirden reduziert
werden konnten.

Kritik am TTIP - global

Besonders die im Vergleich zu Europa recht laxen Hygienestandards in der Produktion sind
immer wieder Gegenstand der Kritik: In den USA werden beispielsweise nach dem Schlach-
ten von Tieren Teile des Endproduktes in eine Chlorflissigkeit getaucht, um sie keimfrei zu
machen (Stichwort ,, Chlorhiihnchen*). Diese Produkte werden dann regul&r vertrieben.

Vor alem die mangelnde Kennzeichnungspflicht fur das Herstellungsverfahren oder fur die
verwendete Gentechnologie ist dabei immer wieder Gegenstand der Kritik.

Besonders heikel ist die Frage, ob sich aus dem TTIP beziehungsweise dem ebenfalls aktuell
verhandelten Abkommen TiSA eine Privatisierungspflicht fir deutsche Gemeinden ableiten
lasst. Besonders die kommunale Wasserversorgung ist dabei in das Visier von Investoren und
Kritikern geraten. Sogenannte ,ratchet clauses’ (, Stillhalteklauseln®) sollen dafir sorgen,
dass einmal getétigte Privatisierungen im offentlichen Sektor nicht mehr einfach riickgangig
gemacht werden koénnen. Hier missen sich die Kommunen offentlich zur Wehr setzen, da
existenzielle Versorgungsprobleme auftreten konnen.
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TTIP und die Kommunen

Welche Auswirkungen haben diese Verhandlungen also in welchen Feldern konkret fur die
Kommunen? Hier lassen sich drel grofl3e Handlungsfelder identifizieren:

TTIP und der Einfluss auf kommunale Dienstleistungen — Beispiel Wasser: Im Zuge der Ver-
handlungen der EU mit den USA und Kanada werden sogenannte ,, Negativlisten“ beschrie-
ben. Auf diesen , schwarzen Listen* sind Dienstleistungen umrissen, die explizit nicht dem
Markt gedffnet werden. Fir allen anderen gilt jedoch: Stehen sie nicht auf der Liste, missen
sie dem Markt zuganglich gemacht werden.

Die Listen umfassen jeweils im Wesentlichen zwei Teile: Im ersten Teil werden gegenwaértige
Vorschriften und Gesetze aufgelistet, die bereits bestehen, aber nach dem Beschluss gegen die
Abkommen verstol3en wirden. Mal3nahmen, die nicht auf den Listen erscheinen, aber gegen
das Abkommen verstof3en wirden, mussen abgeschafft werden.

Das Problem besteht fir die Kommunen nun darin, dass die Verhandlungsgruppe der EU nur
sehr wenige Punkte von der Liberalisierung ausklammern wird, wie beispielsweise innere
Sicherheit oder der Strafvollzug. Problematisch wird es, wenn dort explizit Bildung, Kunst
und Kultur, aber auch Wasser und Abwasser einer Marktoffnung unterzogen werden sollen.
Hier stellt ein im Auftrag des Verbandes der kommunalen Unternehmen (VKU) in Auftrag
gegebenes Gutachten Kklar fest, dass es als Folge der Abkommen kiinftig unzuléssig wére, die
Wasserversorgung nur durch éffentliche Unternehmen zu organisieren. Der viel diskutierten
Privatisierung der Wasserversorgung wirde damit Tur und Tor getffnet.

Offentliche Ausschreibungen:

M o6chten Kommunen derzeit Auftrage vergeben, missen sie diese offentlich ausschreiben und
sind dazu angehalten, dem wirtschaftlichsten Angebot den Zuschlag zu erteilen. Soweit die
gangige Praxis. TTIP wird jedoch dafir sorgen, dass zahlreiche zusétzliche Bereich aus-
schreibungspflichtig wirden, wie etwa Bildung und Betreuung, Kunst, Kultur und soziale
Dienste. Auch hier wéaren die Kommunen verpflichtet, auf das , wirtschaftlichste® Angebot
zurickzugreifen. Ob an dieser Stelle dann die Qualitétsfrage noch ins Spiel gebracht werden
kann, steht infrage.

Investorenschutz:

Besonders problematisch wird es, wenn in dem Abkommen die Rede davon ist, dass kinftig
internationale Investoren Kommunen verklagen kénnen, wenn sie sich von diesen diskrimi-
niert fihlen. Uber den Streitfall entscheidet dann keine staatliche Instanz, sprich ein Gericht,
sondern ein privates Konsortium entsendeter Anwaélte. Es konnte also der Umstand eintreten,
dass sich deutsche Kommunen mit einer hohen Klagesumme international agierender Investo-
ren konfrontiert sehen und dann private Anwaélte tber den Fall entscheiden.

Die besondere Problematik sei an einem Beispiel dargestellt: Eine Kommune plant den Bau
sozia geforderter Wohnungen und fixiert entsprechende Auflagen in einem Bauleit-
plan/einem Bebauungsplan. Durch diese Regularien fuhit sich jedoch ein privater Investor
benachteiligt und verklagt die Kommune auf Schadenersatz. Kaum eine Stadt wére imstande,
erfolgreich gegen ein international es Konsortium aus Anwalten vorzugehen.

(Autor: B. Heimerl, Referent fur Kommunikation und Konzeptentwicklung im Zentrum Bil-
dung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau)

der gemeinderat. Das unabhangige Magazin flr die kommunale Praxis, www.gemeinder at-online.de,
2/2015
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Maulkorb fiir die Kommunen?

Ein Gutachten aus dem Deutschen Bundestag sorgt fur Entristung und Kritik bei Kommunen

und kommunalen Spitzenverbanden. Buchstéblich geht es dabei um einen as ,, Infobrief* aus-

gewiesenes Schriftstlick des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages unter dem sperri-

gen Titel ,, Befassungs- und Beschlusskompetenz der Kommunalvertretungen im Hinblick auf

International e Freihandel sabkommen®.

Darin wird Stadt- und Gemeinderéten wie Kreistagen jegliches Recht abgesprochen, Be-

schliisse zu den Freithandel sabkommen zu fassen, ja ihnen sei es sogar verwehrt, sich damit

auch nur zu beschéftigen, sich dartiber zu auf3ern und in Gestalt von Resolutionen Kritik an

diesen Abkommen anzumelden.

Dazu einige Kernsdtze aus dem besagten ,, Infobrief*:

=  Die Verbandskompetenz der Gemeinden erstreckt sich ... nicht auf eine politische Befas-
sung mit den Freihandelsabkommen. Dies hat zur Folge, dass auch der Gemeinderat als
Verwaltungsorgan der Gemeinde insoweit weder Beschllsse fassen, noch sich berhaupt
in politischer Hinsicht mit den Abkommen befassen darf. Schon die Befassung als solche,
d.h. schon die Erérterung des Themas, auch wenn danach kein Beschluss dazu gefasst
wird, ware unzuldssig..."

=  Die Kommunalvertretung hat bel einer derartigen Befassung ... nicht die Kompetenz, ihre
politische Auffassung zu einer bevorstehenden oder erfolgten Rechtsdnderung kundzutun.
Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sind bereits AuRerungen, die
den Anschein allgemeinpolitischer Sellungnahmen erwecken, unzuldssig. Daher erscheint
es nur schwer vorstellbar, dass sich die Kommunalvertretungen im Rahmen ihrer Kompe-
tenzen schon vor der Verabschiedung der Freihandel sabkommen mit kommunalen Anpas-
sungen befassen dirfen, die erst nach der Verabschiedung der Abkommen méglicherweise
notwendig werden.”

113 Gemeinden

Da bis Anfang Méarz bereits bundesweit in 113 Gemeinden die Kommunalvertretungen tber
das Freihandel sabkommen diskutiert haben, wurden langst Tatsachen geschaffen. Einige Ge-
meinden verfassten ablehnende Resolutionen oder sammelten Unterschriften gegen TTIP, die
sie an ihre Abgeordneten oder den Bundestagsprasidenten versandten. Sie alle hétten dann
widerrechtlich gehandelt, sollte sich wirklich die im Gutachten postulierte Rechtauffassung
durchsetzen.

Es stellt sich schon die Frage, in wessen Auftrag denn dieses das Gutachten erstellt wurde.
Sollte es etwa darum gehen, mit dem Gutachten die Bundestagsabgeordneten in ihren Wahl-
kreisen vor unliebsamer Kritik abzuschirmen, wie Kritiker meinen.

Heil3 es da nicht im Artikel 5 des Grundgesetzes: ,, Jeder hat das Recht, seine Meinung in
Wort, Schrift und Bild frei zu &uf3ern...“ Und wenn kommunale V ertretungskoérperschaften
das tun, ist algemein doch anzunehmen, handelt es sich immerhin um qualifizierte und wohl-
Uberlegte AuRerungen und nicht bloR um schnell mal dahin geworfene spontane Gedanken.

Kritik aus Verbanden

Der Deutsche Landkreistag (DLT), der kommunale Spitzenverband der Landkreise auf Bun-
desebene hat zu dem besagten Gutachten eine Stellungnahme abgegeben und hdlt die darin
vorgenommene Bewertung fir nicht zutreffend. Der Verband verweist auf das gemeinsame
Positionspapier der kommunalen Spitzenverbande, in dem sie gemeinsam ihre Besorgnis aus-
gesprochen hatten, dass ,,durch den Abschluss dieser Freihandel sabkommen unter anderem
die kommunale Organisationsfreiheit bei der Daseinsvorsorge (Trinkwasserversorgung, Ab-
wasserentsorgung, Offentlicher Personennahverkehr, Sozialdienstleistungen, Krankenhauser,
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Kultur) beeintrachtigt werden konnte.* Da durfte es zur Normalitdt gehdren, wenn sich von
diesem Positionspapier leiten lassend auch zahlreiche kommunale Vertretungen ebenfalls aus
dieser Besorgnis heraus mit den Freihandel sabkommen beschéftigt haben.

Dem Gutachten hélt der DLT entgegen: , Eine Befassungskompetenz der Gemeindevertretun-
gen ist nach der standigen Rechtsprechung gegeben, soweit sie sich mit den méglichen Aus-
wirkungen des Freihandelsabkommens auf ihr konkretes Gemeindegebiet auseinandersetzt.
Dieses ist mit Blick gerade auf die Befurchtungen hinsichtlich der kommunaen Organisati-
onshoheit bel der Daseinsvorsorge regelmaidig der Fall.”

Sich auf ein Urtell des Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahre 1990 stiitzend, kommt der
DLT zu dem Schluss, dass bei den Auswirkungen des Freithandel ssbkommens durchaus ein
spezifischer Ortsbezug und damit eine Kompetenz der Kommunen, sich damit zu befassen,
»bereits dann gegeben sei, wenn sich eine Kommune lediglich vorsorglich und ohne unmittel-
baren Anlass mit der entsprechenden Frage befasst. Daher ist den Gemeinden auch eine anti-
zipatorische AuRerung im Sinne einer vorausschauenden Vorsorge moglich. Es obliege der
jeweiligen Gemeinde zu entscheiden, zu welchem Zeitpunkt sie Stellung beziehen mdchte.
Damit stellt das Bundesverwaltungsgericht klar, dass gerade auch bei einer vorsorglichen Ent-
scheidung eine Befassung durch die Kommunen rechtméfdig ist. Sollte die gegenteilige Auf-
fassung der Wissenschaftlichen Dienste zutreffend sein, stellte dies im Ubrigen samtliche
kommunale Beteiligungs- und Anhorungsrechte, die regelméldig bereits vor Erlass der mal3-
geblichen Regelungen erfolgen, in Frage.”

Auch die Allianz der offentlichen Wasserwirtschaft eV. A6W) als Interessenvertreterin der
Wasserversorger und Abwasserbetriebe in 6ffentlicher Hand hat sich entristet und verwun-
dert Uber das Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages gedul3ert. ,,Das
erscheint wie ein Maulkorb fur die Kommunen, den sie sich sicher nicht anlegen lassen”, er-
klarte Christa Hecht, die Geschéftsfuhrerin der AGW.

Wie weiter?
Es stellt sich jetzt auch die Frage, wie sich die Kommunen nun nach Bekanntmachung des
Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes verhalten sollen. Kritiker des Gutachtens sagen:
einfach weiter machen und sich nicht vom Gutachten verunsichern lassen.
Das Gutachten sei hdchst umstritten und aulRerdem sei es wohl juristisch nur schwer mdglich
und politisch kaum durchsetzbar, die Kommunalvertreter fur ihr vermeintlich illegales Ver-
halten juristisch zu sanktionieren (www.zeit.de).

AG

Die Freihandelsabkommen

TTIP

(Transatlantic Trade and Investment Partnership, deutsch: Transatlantische Handels- und Investitionspartner-
schaft) ist ein Abkommen, das die EU-Kommission seit 2013 mit den USA verhandelt. Es soll die groBte Freihan-
delszone der Welt schaffen. Kritiker sagen, dass TTIP die Privilegien von Konzernen und Investoren absichern
und ausweiten will und dazu die Souveranitat der politischen Institutionen in Europa einschréankt. Die achte TTIP-
Verhandlungsrunde begann am 2. Februar in Brissel.

CETA

(Comprehensive Economic and Trade Agreement, deutsch etwa: Umfassendes Wirtschafts- und Handelsabkom-
men) steht fiir eine geplante Freihandelszone zwischen der EU und Kanada. Die Verhandlungen zu CETA wurden
Mitte 2014 abgeschlossen, der Vertragsentwurf liegt nun den EU-Mitgliedsstaaten zur Priifung und Diskussion
auf parlamentarischer Ebene vor. Nach Auffassung des Bundeswirtschaftsministeriums ist zur Annahme des
Abkommens ein einstimmiger Beschluss im EU-Parlament und die Ratifizierung durch die Mitgliedsstaaten erfor-
derlich. Bedingt durch die intensive Prifung des Vertragsentwurfs dirfte CETA friihestens in drei Jahren in Kraft
treten.
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TiSA

(Trade in Services Agreement, deutsch: Abkommen zum Handel mit Dienstleistungen) will den Dienstleistungs-
sektor deregulieren und Privatisierungen in groBem Stil ermdglichen. Davon betroffen wéare auch der Bereich der
offentlichen Daseinsvorsorge, also neben der Wasserversorgung etwa auch der Gesundheitssektor und die Bil-
dung. Das Abkommen wird hinter verschlossenen Tiren verhandelt. Die ndchste Verhandlungsrunde begann am
9. Februar in Genf.

Beauftragung durch den Burgermeister

Nach 8§ 59 der Sachsischen Gemeindeordnung (SachsGemO) kann der Blrgermeister Be-
dienstete der Gemeinde mit seiner Vertretung auf bestimmten Aufgabengebieten oder in ein-
zelnen Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung beauftragen. Das gilt nach § 55 der Sachsi-
schen Landkreisordnung (SachsLKrO) in gleicher Weise fur den Landrat auf die Kreisverwal-
tung bezogen.

Organisationsrecht des Biirgermeisters

Der Burgermeister ist der Leiter der Gemeindeverwaltung und trégt in dieser Eigenschaft die

Verantwortung fur die sachgemél3e Erledigung der Aufgaben und den ordnungsgemélien

Gang der Verwaltung. Da er nicht nur in grofReren Gemeinden aul3erstande ist, alle anfallen-

den Aufgaben selbst zu erledigen, ist es gangige Praxis in der Kommunalverwaltung, dass

Bedienstete der Gemeinde mit der Erledigung bestimmter Aufgaben betraut werden.

Aus kommunalrechtlichen Stellung des Blrgermeisters ergibt sich:

= dassdie Befugnis zur Beauftragung als auch fir den Widerruf der Beauftragung allein dem
ihm zusteht;

= dass er die Befugnis zur Beauftragung lediglich auf Beigeordnete fir deren Geschaftskreis
—nicht aber auf sonstige Beamte oder Angestellte — Ubergeben kann.

Soweit ein Amtsverweser bestellt ist, Ubernimmt dieser die Funktionen, Rechte und Pflichten

des Burgermeisters und damit auch die Beauftragungsbefugnis. Ein nach Gesetz bestellter

Stellvertreter des Burgermeisters kann von der Befugnis des zur Beauftragung allein im Falle

der Verhinderung des Burgermeisters Gebrauch machen.

In das Entscheidungsrecht des Birgermeisters kann der Gemeinderat nicht eingreifen, er be-

sitzt keine innere Organisationsbefugnis und kann nicht den Geschéftsverteilungsplan

bestimmen. Eine direkte Einflussnahme des Gemeinderats widersprache der innergemeindli-

chen Kompetenzverteilung und wirde eine effektive Arbeit des Birgermeisters und der Ver-

waltung behindern.

Bedienstete werden beauftragt

Wieesin § 59 Abs. 1 SachsGemO heif¥, konnen ,, Bedienstete” der Gemeinde mit der Vertre-
tung des Burgermeisters fur bestimmte Aufgabengebiete oder in einzelnen Angelegenheiten
beauftragt werden.

Die SachsGemO geht damit Uber vergleichbare Vorschriften in Gemeindeordnungen anderer
Bundeslander hinaus, wo die Ubertragungsmoglichkeit ausdriicklich auf ,, Beamte und Ange-
stellte” beschrankt wird. Wenn hier also von ,, Bediensteten* die Rede ist, dann muss davon
ausgegangen werden, dass es sich in jedem Fall um abhéngig Beschéftigte der Gemeinde, also
um Arbeitnehmer im Sinne des Arbeitsrechts handeln muss, die vom Blrgermeister beauf-
tragt werden konnen. Damit wére auch grundsétzlich zulassig, Arbeiter der Gemeinde zu be-
auftragen.

Eine Beauftragung von Gemeinderdten, Ortschaftsraten und sonstigen ehrenamtlich mitwir-
kenden Birgern ware hingegen unzuléssig. Diesem Personenkreis kann lediglich eine rechts-
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geschéftliche Vollmacht durch den Birgermeister nach 8 59 Abs. 2 SachsGemO erteilt wer-
den.

Die Beauftragung muss nicht namentlich auf eine ganz bestimmte Person gerichtet werden,
sondern es reicht aus, wenn die Beauftragung auf ein bestimmtes Arbeitsgebiet bzw. Amt
bezogen ist, so dass der jeweilige Stelleninhaber mit dem Amtsantritt und fur die Dauer dieses
Amtes beauftragt ist, soweit nicht die Beauftragung widerrufen wird.

Form und Umfang

Die Beauftragung durch den Birgermeister bedarf ebenso wie ihr Widerruf keiner speziellen

Form, sie kann deshab grundsétzlich formlos erfolgen durch Weisung in einer einzelnen An-

gelegenheit oder allgemein fur bestimmte Aufgabengebiete. Im Interesse der Rechtssicherheit

sollte die Beauftragung jedoch grundsétzlich schriftlich erfolgen und in ihrem Umfang auch
fr Dritte Uberschaubar sein. Daher wére es zweckmaldig, sie in den Geschaftsverteilungsplan
aufzunehmen oder in Form einer Zustandigkeitsordnung zu fassen.

Die Vertretungsbefugnis kann nur auf bestimmten Aufgabengebieten oder in einzelnen Ange-

legenheiten Ubertragen werden:

= Mit , einzelnen Angelegenheiten” ist hier die Erledigung bestimmter einzelner Falle ge-
meint.

» Bei der Ubertragung der Vertretungsbefugnis auf ,, bestimmte Aufgabengebiete” handelt es
sich um inhaltlich verschiedene Angelegenheiten, diein ihrer Gesamt ein abgegrenztes und
vergleichsweise Uberschaubares Aufgabengebiet der Gemeindeverwaltung ausmachen, das
aber keinesfalls mit den Geschéftskreis eines Beigeordneten gleichgesetzt werden kann.

Die Beauftragung erfolgt in der Regel fur einen unbefristeten Zeitraum, da der Blrgermeister

bzw. der Beigeordnete jederzeit die Moglichkeit haben, die Beauftragung zu widerrufen.

Mit der Erledigung einer Aufgabe kdnnen Bedienstete nur beauftragt werden, soweit es das

Gesetz zulésst. So kann etwa ein Bediensteter der Gemeinde nicht damit beauftragt werden,

as Stellvertreter des Birgermeisters zu fungieren. Die Ubertragung von organschaftlichen

Befugnissen des Burgermeisters (z.B. Vorsitz im Gemeinderat, Widerspruch gegen einen Be-

schluss des Gemeinderats) ist durch Beauftragung generell nicht méglich.?

Uberschreitungen der Vertretungsbefugnis

Der mit der Vertretungsbefugnis ausgestattete Bedienstete ist an die Grenzen seines dienstli-
chen Auftrags gebunden. Eine Uberschreitung der ihm eingeraumten Befugnisse stellt gegen-
Uber der Gemeinde einen Verstol3 gegen die dienstlichen Pflichten dar und kann dienst- bzw.
arbeitsrechtliche Konsequenzen sowie eine vermogensrechtliche Haftung nach sich ziehen.
Uberschreitet ein Gemeindebediensteter mit Beauftragung seine Befugnis im AuRenver héltnis,
hat das fur die Gemeinde eine Rechtsscheinhaftung zur Folge, was bedeutet, dass die Ge-
meinde flr das Handeln des Beauftragten ggf. einstehen muss. Ein Geschéftspartner der Ge-
meinde darf als gutglaubiger Dritter darauf vertrauen, dass der Gemeindebedienstete mit einer
entsprechenden Vertretungsbefugnis ausgestattet ist. In einem konkreten Fall bedeutet das,
der Handelnde nach aul3en hat sich als befugter Vertreter der Gemeinde gezeigt und damit den
Schein einer Vertretungsbefugnis erweckt (Rechtsschein).

Anknupfungspunkt fir den Rechtsschein ist immer ein Handeln des vollmachtlosen Vertreters
in der Vergangenheit, d.h. vor dem konkreten Rechtsgeschéft. Der Vertreter muss fur die Ge-
meinde wahrend einer gewissen Dauer und wiederholt fir die Gemeinde a's ,, Beauftragter”
aufgetreten sein und hierdurch einen Vertrauenstatbestand geschaffen haben. Voraussetzung
dabei ist immer, dass der Geschéftspartner der Gemeinde davon ausgehen musste, das der
» Beauftragte” mit der V ertretungsmacht ausgestattet war.
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Da allgemein davon auszugehen ist, dass nicht fir alle Bediensteten eine Vertretungsbefugnis
besteht, bedarf es jedoch auch immer einer begriindeten Annahme fir ein Vertrauen des Ge-
schiftspartnersin die Vertretungsbefugnis.®

Rechtsgeschaftliche Vollmacht

Im Unterschied zur Beauftragung kann nach § 59 Abs. 2 SachsGemO durch den Burgermeis-
ter auch eine rechtsgeschéftliche Vollmacht erteilt werden. Diese muss nicht auf Bedienstete
der Gemeinde beschrankt bleiben, sondern kann auch auf Gemeinderéte oder private Dritte
ausgedehnt werden. Typische Beispiele fur die Erteilung rechtsgeschéftlicher Vollmachten
sind z.B. die Erteilung einer Prozessvollmacht an Rechtsanwélte oder einer VVollmacht an Ar-

chitekten oder Ingenieure im Rahmen der Errichtung von Bauwerken oder anderen Projekten.
AG

' Vgl. Gemeindeordnung fiir den Freistaat Sachsen. Ergénzbarer Kommentar mit weiterfilhrenden
Vorschriften, Erich Schmidt Verlag, Kommentar zu 8 59, Rn. 7.

%\/gl. ebenda, Rn. 10 ff.

\/gl. ebenda, Rn. 24 ff.

Medizinische Versorgung von Asylsuchenden

VON KONRAD HEINZE, CHEMNITZ

Die medizinische Versorgung von Asylsuchenden ist im Asylbewerberleistungsgesetz
(AsylblG) geregelt, wel-ches seit dem Inkrafttreten des letzten und medial prasenten Ande-
rungsgesetzes am 01.03.2015 in seiner nunmehr aktuellsten Form vorliegt.

Grundsétzlich gilt nach 8 4 und 8§ 6 AsylblG, dass die medizinische Versorgung in Fallen
»akuter Erkrankungen und Schmerzzusténde® zu gewdhrleisten ist. Zahnersatz hat dann zu
erfolgen, so dieser ,,aus medizinischen Griinden unaufschiebbar ist“.! , Sonstige Leistungen*
kénnen gewahrt werden, wenn sie zur , Sicherung der Gesundheit unerlésslich® sind.? Leis-
tungsberechtigten mit ,,besonderen Bedurfnissen”, etwa unbegleiteten minderjahrigen Flicht-
lingen oder Personen, die Opfer von Vergewaltigung, Folter oder anderen schweren Formen
von physischer, psychischer und sexueller Gewalt wurden, ist ,, die erforderliche medizinische
oder sonstige Hilfe* zu gewshren.?

Mit der Gesetzesnovelle neu hinzu gekommen ist der 8§ 6a AsylblG in Entsprechung zu 8§25
SGB XII, demnach Krankenhauser und/oder Arzt_innen Notfallbehandlungen direkt gegen-
Uber dem Leistungstréger des AsylblG geltend machen kénnen. Weiterhin wurde der Zugang
zu den ,,Analogleistungen” geandert: Personen, die langer as 15 Monate ,, Grundleistungen*®
nach 83 AsylblG bezogen, haben nach 82 AsylblG Anspruch auf ,, Analogleistungen® entspre-
chend dem Sozialgesetzbuch XII, was sich demnach auch auf die Krankenversorgung aus-
wirkt.

Als Trager der Leistungen konkret zusténdig fur die medizinische Versorgung der Asylsu-
chenden ist die jewellige Sozialbehérde der aufnehmenden Kommune, wie es im Séchsischen
Fliichtlingsaufnahmegesetz festgelegt ist.* Dort ist ebenso die K ostenerstattung des Landes an
die Kommunen hinsichtlich der zu erbringenden Leistungen nach AsylblG geregelt. Aufwen-
dungen fur im vorangegangenen Kalenderjahr erbrachte Leistungen im Falle von Krankheit,
Schwangerschaft und Geburt werden erstattet, so sie 7669,38 EUR pro Person (ibersteigen.®
Obgleich die beschriebenen Regelungen recht eindeutig formuliert sind, ist die konkrete Um-
setzung oftmals problematisch — insbesondere fur die Asylsuchenden, welche von der Versor-
gung abhangig sind. So ist es erforderlich, dass vor jedem Praxisbesuch ein Behandlungs-
schein durch das Sozialamt ausgestellt wird. Hieraus resultiert, dass medizinisch unkundigem
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Verwaltungspersonal die Entscheidung obliegt, ob eine Erkrankung , akut” ist, ab wann eine
Zahnbehandlung als ,,unaufschiebbar” gilt oder welche sonstigen ,,Hilfen" und ,, Leistungen*”
as ,erforderlich® oder ,unerldsslich* einzuschéatzen sind. Dartiber hinaus kann es dazu kom-
men, dass das Erfordernis einer Behandlung vorab amtsérztlich gepruft wird.

Die Folgen dessen sind zum einen unndtige Behandlungsverzégerungen, wodurch der Verlauf
einer Erkrankung voranschreiten und chronische gesundheitliche Beeintrachtigungen entste-
hen kénnen. Die Betroffenen verspiren einen zuweilen enormen Leidensdruck und schlief3-
lich mussen Uberdurchschnittlich hdufig kostenintensive medizinische Notdienste und Akut-
behandlungen in Anspruch genommen werden.® Im &uRersten Falle kam es bereits zu Todes-
fallen aufgrund ausgebliebener arztlicher Behandlung, wie etwa am 14. Februar 2014 in einer
Asylsuchendenunterkunft in Plauen.” Zum anderen ist die Abwicklung des Behandlungs-
scheinsystems Uber die Sozialamter mit einem hohen Aufwand verbunden, der alle Beteiligten
betrifft. Gerade im landlichen Raum ist die zustdndige Behdrde oft weiter entfernt, so dass
den Asylsuchenden lange Wege entstehen oder gerade Uber die Wochenenden niemand zu
erreichenist.

Hinzu kommt der zu betreibende Verwaltungsaufwand: so beschreibt beispielsweise eine
Auskunft der Dresd-ner Sozialbehorde, dass die zehn zusténdigen Mitarbeiter_innen ca. ein
Drittel ihrer Arbeitszeit auf das Ausstellen und Verwalten der Behandlungsscheine verwen-
den. Weiterhin entstehen den behandelnden Arzt_innen Rechtsunsicherheiten und im Endef-
fekt eine erhdhte Belastung der Not- und Rettungsdienste.

Trotz des engen institutionellen und gesetzlichen Rahmens lassen sich aber auch im Bereich
der medizinischen Versorgung kommunale Handlungsspielraume finden. Kurzfristig wére es
fur die unterbringenden Gemeinden eine Mdglichkeit, gegeniiber Arzt_innen im Einzugsbe-
reich, aber auch der Heimleitung und dem weiteren Personal im Umfeld einer Unterkunft die
Kostentibernahme im Notfall breit zu kommunizieren. Dies sollte ebenso den schon aufhalti-
gen und neu ankommenden Asylsuchenden vermittelt werden. So lief3e sich eine grof3e
Rechtsunsicherheit ausraumen. Dartiber hinaus wére es denkbar, ein Informationsblatt mit den
nachstgelegenen medizinischen Einrichtungen in den Landessprachen der Herkunftsstaaten
anzubieten.

Mittel- und langfristig bote sich den Kommunen die Perspektive, Uber das ,,Bremer Modell*
die medizinische Versorgung zu verbessern und gleichzeitig den bislang nétigen Verwal-
tungsaufwand zu verringern. Kern des seit 2005 angewandten Modells ist ein Vertrag zwi-
schen der Bremer Sozialbehdrde und der AOK Bremen/Bremerhaven auf Grundlage des 8§
264 Abs. 1 SGB V®. Demnach erhalten die Leistungsberechtigten nach AsylblG von Beginn
an eine Chipkarte, mit der sie eigenstandig arztliche Hilfe in Anspruch nehmen kénnen. Die
Ausgabe von Behandlungsscheinen durch die Sozialbehdrde entfallt.

Da Asylsuchende damit nicht Krankenversicherte im eigentlichen Sinne sind, ist dementspre-
chend auch der Umfang der Leistungen reduziert. So sind etwa freiwillige Zusatzleistungen
der Krankenkassen ausgenommen. Auch muss weiterhin etwa bei Psychotherapien oder
Zahnersatz ein Antrag samt Gutachten gestellt werden. Am Ende steht dennoch ein verein-
fachter und beschleunigter Zugang zu medizinischer Versorgung.

Die Kommunen selbst bleiben nach diesem Entwurf auch weiterhin die Kostentrager, jedoch
zeigte sich weder in Bremen noch in Hamburg, wo das Modell seit Juli 2012 angewandt wird,
dass die Kosten nicht stiegen, sondern langfristig eine Kostenersparnis zu erwarten ist. Die
Erklérung hierfir liegt zum einen in der personellen und finanziellen Entlastung der Verwal-
tung: die Abrechnungsstelle und die Administration der Krankenhilfe entfiel, die Amt-
sérzt_innen wurden entlastet. In Hamburg werden die Einsparungen in der Verwaltung pro
Jahr auf 1,6 Mio. EUR beziffert.’ So wird vom Gesundheitsmanagement der Krankenkasse
profitiert, aber auch, dass etwa verschriebene Medikamente als Kassenrezept von entspre-
chenden Rabattvertrdgen profitieren. Zum anderen schitzt der vereinfachte Zugang zu medi-
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zinischen Leistungen einer Chronifizierung von Erkrankungen vor, somit auch vor steigenden
Folgekosten. Zuletzt ist auch festzuhalten, dass eine derartige Regelung den Menschen, die
davon Gebrauch machen, einen Gutteil an Autonomie und menschenwirdiger Gesundheits-
fUrsorge im Versténdnis einer ernstgemeinten Willkommenskultur zukommen |18sst.

Gerade in Zeiten wieder steigender Zahlen von Asylantrdgen, scheint jede Mal3nahme, die
zugunsten der untergebrachten Menschen kommt und ebenso die Verwaltung entlastet, als
sinnvoll. In einer Stellungnahme der AOK Nordost heift es dahingehend: , Die Ubernahme
der medizinischen Versorgung fur die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz § 1 Leistungs-
berechtigten durch die Krankenkassen nach 8 264 Abs. 1 SGB V ist sinnvoll, weil sie die
Krankenbetreuung der Asylbewerber/innen verbessern konnte, sich deren Betreuung wirt-
schaftlloicher gestalten lief?e und die Kommunen von dieser Aufgabe entlastet werden kon-
nen.“

Die Ubertragung des Modells von Stadtstaaten auf kreisfreie Stadte und Landkreise, wie sie
al's Gebietskorperschaften in Sachsen vorkommen, erscheint in abgewandelter Form méglich.
So wurde beispielsweise 2013 der Rostocker Oberblrgermeister von der Birgerschaft beauf-
tragt, auf Grundlage des 8 264 Abs. 1 SGB V in entsprechende Verhandlungen mit der AOK
Nordost zu treten. Ein @hnlicher Antrag scheiterte 2014 in Dresden denkbar knapp mit 35 zu
34 Stimmen.

Im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung in Sachsen missten also insgesamt 13 Vertré-
ge geschlossen werden, von daher wéare eine landesweite Regelung sinnvoll oder aber ein
Vertragswerk, dem alle Gebietskdrperschaften in gleicher Form beitreten kénnen, um Biro-
kratie abzubauen. Theoretisch ist aber auch eine spezifische Abrechnung der einzelnen Ge-
bietskorperschaften méglich.™*

Mit einer zunehmenden dezentralen Unterbringung von asylsuchenden Menschen wird auch
die medizinische Versorgung mehr und mehr dezentral und ,,in der Fl&che” erfolgen missen.
Das Modell einer elektronischen Chipkarte von Beginn an, kann diese Entwicklung unterstit-
zend begleiten, mit einer Vielzahl an Vorteilen fir alle Beteiligten. Insbesondere fur die Men-
schen, die vor undenkbaren L ebensumstanden fliehen, ist eine rasche gesundheitliche Betreu-
ung von enormer Bedeutung. Hier kdnnen die Landkreise und kreisfreien Stadte vorweg ge-
hen, um auch fir diese Menschen ein gutes Leben in den Gemeinden des Freistaates zu er-
moglichen.*

'vgl. 84 Abs. 1 AsylblG.

?Vgl. §6 Abs. 1 AsylblG.

®Vgl. §6 Abs. 2 AsylblG.

*Vgl. §2 Abs. 2 SachsFIUAG.

> Vgl. §10 Abs. 2 SachsFIUAG.

®Vigl. Mehrhoff, Klaus: Bei Fliichtlingen. Zahn Ziehen statt plombieren — Eine Sudie tber die
Zahngesundheit von Asylsuchenden in Wr zburg.

"\gl. Freie Presse; Toter im Asylheim. Verfahren eingestellt, vom 28.01.2015.

®  Die Krankenkasse kann fiir Arbeits- und Erwerbslose, die nicht gesetzich gegen Krankheit versi-
chert sind, fir andere Hilfeempfanger sowie fir die vom Bundesministerium fir Gesundheit bezeich-
neten Personenkreise die Krankenbehandlung Ubernehmen, sofern der Krankenkasse Ersatz der vollen
Aufwendungen fir den Einzelfall sowie eines angemessenen Teils ihrer Verwaltungskosten gewahr-
leistet wird.”

% \lgl. Pharmazeutische Zeitung Online: Chipkarte statt Antrage fiir Arztbesuch, vom 06.01.2015.

19 vgl. Sellungnahme der AOK Nordost zur 6ffentlichen Anhorung , Moglichkeiten der Ubernahme
der medizinischen Versorgung fir die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 81 Leistungsberechtig-
ten durch die Krankenkassen nach §264 Abs. 1 SGB V, vom 24.03.2014, S. 9.

"vgl. ebenda, S. 7.

2 Nach Auffassung des Deutschen Stadte- und Gemeindebundes ist , die Gesundheitskarte nach dem
Bremer Modell unverzichtbar.“ Die landesweite Einfuhrung von Chipkarten nach dem ,, Bremer Mo-
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dell* ist bereits in Niedersachsen, Thiringen, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern in der
parlamentarischen Debatte angelangt. Medienberichte n zufolge prift derzeit eine Arbeitsgruppe aus
Bund und Landern einen mdaglichen Gesetzesentwurf fir den Bundesrat.

| mpressum:
Kommunal politisches Forum Sachsen e.V.

01127 Dresden

Grof3enhainer Strale 99

Tel.: 0351-4827944 oder 4827945
Fax: 0351-7952453
info@kommunalforum-sachsen.de
www.kommunalforum-sachsen.de
Redaktion: A. Grunke

V.i.S.d.P.: P. Pritscha

Seite 11
Kommunalpolitisches Forum Sachsen e.V.


mailto:info@kommunalforum-sachsen.de
http://www.kommunalforum-sachsen.de/

	Seite
	Gesellschaftlicher Diskurs um TTIP
	„Mammon versus Recht“
	Maulkorb für die Kommunen?
	Beauftragung durch den Bürgermeister
	Medizinische Versorgung von Asylsuchenden

